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Fall 1 

Die Staatsanwaltschaft führt ein Ermittlungsverfahren gegen den Landwirt L. Dieser betreibt einen 

Bauernhof, zu dem auch eine Wohnung gehört, die L an M vermietet hat. Die Mietkaution hat L 

für sich verbraucht. Im Rahmen der Ermittlungen stellt sich heraus, dass L, der auch einige Kühe 

hält, die zulässigen Güllegrenzwerte überschritten hat. 

Die Überdüngung hält der zuständige Staatsanwalt S für einen unerlaubten Umgang mit 

gefährlichen Abfällen (§ 326 I StGB), obwohl die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte 

überwiegend davon ausgeht, es handele sich nicht um Abfall im strafrechtlichen Sinne. S hält diese 

Rechtsprechung für grob verfehlt und hat diese Auffassung auch schon in strafrechtlichen 

Fachzeitschriften kundgetan. Nur allzu gerne würde er das insoweit aus seiner Sicht längst 

überfällige Machtwort des Bundesgerichtshofs herbeiführen. Im Mannheimer Morgen wird S mit 

den Worten zitiert, es biete sich dem Gericht hier eine erstklassige Gelegenheit, „Umweltsündern 

in der Landwirtschaft einen Schuss vor den Bug zu geben“. 

Im Hinblick auf die Mietkaution ist S dagegen der Auffassung, der Vermieter sei nicht 

vermögensbetreuungspflichtig, obwohl der Bundesgerichtshof eine Strafbarkeit wegen Untreue 

bejaht. Er möchte das Verfahren daher insoweit einstellen. 

 

1. Kann S die Überdüngung anklagen? Kann er diesbezüglich die gewünschte Entscheidung 

des Bundesgerichtshofs herbeiführen? 

2. Kann S das Verfahren hinsichtlich der Mietkaution einstellen? Was könnte in diesem Fall 

der Leitende Oberstaatsanwalt O unternehmen? 

3. Der Verteidiger V des L befürchtet, das übermäßige Interesse des S an Umweltfragen 

könne L schaden. Was kann V unternehmen? 

 



Fall 2 

Die Polizei ermittelt wegen eines versuchten Sexualverbrechens. Das Opfer O kann nur eine vage 

Täterbeschreibung abgeben, weiß allerdings zu berichten, dass der Täter einen blauen Kleinwagen 

gefahren sei. O hat den Täter zudem gekratzt und an ihren Fingernägeln kann eine DNA-Spur 

gefunden werden. Der zuständige Ermittlungsbeamte schreibt daraufhin sämtliche Halter von 

blauen Kleinwagen in Mannheim an und bittet sie, eine freiwillige DNA-Probe abzugeben, 

nachdem der zuständige Ermittlungsrichter dies angeordnet hat. Das Schreiben enthält den 

Hinweis, dass die Maßnahme freiwillig ist und nur mit Einwilligung des Adressaten durchgeführt 

werden darf. Von den 284 Fahrzeughaltern kommen 204 der Aufforderung nach, 80 verweigern 

ihre Mitwirkung. Die DNA-Probe von A ähnelt der Vergleichsprobe stark, stimmt mit dieser aber 

nicht überein. Die weiteren Ermittlungen ergeben, dass unter den 80 Fahrzeughaltern, die keine 

Probe abgegeben haben, auch der Neffe N des A ist. Der Ermittlungsrichter ordnet daraufhin die 

zwangsweise Entnahme einer DNA-Probe bei N an. Diese stimmt mit der Probe überein, die man 

bei O gefunden hat. O erkennt N daraufhin bei einer rechtmäßigen Gegenüberstellung. Die 

Staatsanwaltschaft beantragt daraufhin Haftbefehl. N ist arbeitslos und hat außer A keine weitere 

Familie. Er weigert sich gegenüber der Polizei beharrlich, Aussagen zum Tatgeschehen zu machen, 

und beruft sich auf sein Schweigerecht. 

 

1. Hat der Antrag auf Erlass eines Haftbefehls Aussicht auf Erfolg? 

2. Könnte die Polizei einen verdeckten Ermittler in die Untersuchungshaft einschleusen, 

damit dieser das Vertrauen des N gewinnen und von diesem ein Geständnis erlangen kann? 

 



Fall 3 

F wird vermisst. Aussagen aus dem Umfeld legen es nahe, dass ihr Ehemann M sie umgebracht 

haben könnte. Allerdings hat man bisher keine Leiche gefunden. Die Polizei verhört M als Zeuge, 

macht ihn dabei immer wieder auf Ungereimtheiten seiner Aussage aufmerksam und fragt, ob er 

nicht sagen könne oder nicht sagen wolle, wo sich die Leiche befinde. Die Vernehmung bringt 

keine weiteren Ergebnisse, allerdings fürchten die Ermittlungsbeamten, M nun misstrauisch 

gemacht zu haben. Staatsanwalt S ordnet daraufhin die Durchsuchung des Grundstücks der 

Eheleute M und F wegen Gefahr in Verzug an, ohne auch nur in Erwägung zu ziehen, vorher den 

Ermittlungsrichter zu kontaktieren. Nachdem die Durchsuchung von Wohnung und Garten keine 

weiteren Ermittlungsergebnisse hervorbringt, führt die Polizei – nun mit ermittlungsrichterlicher 

Gestattung – eine elektronische Überwachung im Pkw des M durch. Im Rahmen dieser Maßnahme 

wird auch ein Selbstgespräch des M aufgenommen, in dem dieser unter anderem die schwierigen 

Ehejahre reflektierte, daneben aber u.a. auch die folgenden Äußerungen tätigte: „Ich habe den 

Schlussstrich gezogen“, „Die F ist jetzt weg und finden werden sie sie niemals.“ 

M wird nun angeklagt. Der Vorsitzende V der Schwurgerichtskammer hat Zweifel an der 

Verwertbarkeit der Tonbandaufnahmen. Er diskutiert mit den Verfahrensbeteiligten offen die 

Möglichkeit, dass M im Falle eines Geständnisses eine Freiheitsstrafe von maximal 7 Jahren 

zugesagt bekommen könnte, wenn überdies der Verteidiger ein Rechtsmittel gegen die 

Entscheidung des Landgerichts einlegen und sofort wieder zurücknehmen würde, damit die Sache 

auch „in trockenen Tüchern“ sei. Anderenfalls seien durchaus auch „bis zu 13 Jahren drin“. 

Die Staatsanwaltschaft ist mit dieser Vorgehensweise nicht einverstanden. V beginnt nun die 

Vernehmung des M mit dem Hinweis, dass „die Kammer grundsätzlich zu ihrem Wort stehe“. 

Oberstaatsanwalt O lehnt V daraufhin wegen Besorgnis der Befangenheit ab. 

 

1. Können die Angaben aus der Vernehmung des M verwertet werden? 

2. War die Durchsuchung rechtmäßig? 

3. Sind die Tonbandaufnahmen mit dem Selbstgespräch verwertbar? 

4. Hat der Befangenheitsantrag des O Aussicht auf Erfolg? 

 



Fall 4 

A und B sind vor dem Landgericht angeklagt, A wegen Mordes an O im Mannheimer Drogenmilieu 

und B wegen Strafvereitelung, weil er versucht haben soll, mit A gemeinsam die Leiche zu 

verstecken. A bestreitet den Mordvorwurf und behauptet, B habe den Mord begangen. Der 

Verteidiger V stellt den Beweisantrag, das Gericht möge als Zeugen den verdeckten Ermittler E 

hören, den die Polizei in die Drogenszene eingeschleust habe, dessen Identität ihm aber nicht 

bekannt sei. Dieser sei am Tatabend dabei gewesen und könne bezeugen, dass A den O nicht 

getötet habe. Auf Nachfrage gibt das Innenministerium Baden-Württemberg bekannt, einen 

solchen verdeckten Ermittler gebe es zwar; seine Identität könne aber nicht bekannt gegeben 

werden, weil dies dem Landeswohle Nachteile bereiten würde. 

T, die Tochter des A, hat diesen vor der Polizei und vor dem Ermittlungsrichter belastet. In der 

Hauptverhandlung beruft sich T auf ihr Aussageverweigerungsrecht. Der Psychologe P sagt in der 

Hauptverhandlung aus, dass B im Rahmen einer Therapie den Mord an O gestanden hat, nachdem 

der Vorsitzende Richter R ihm irrtümlich erklärt hatte, er sei von seiner Schweigepflicht entbunden. 

Dr. W, der Verteidiger des B, hält die Zeugenaussage für unverwertbar. 

 

1. Wie wird das Gericht über den Beweisantrag des V entscheiden? 

2. Kann die Aussage der T noch in die Hauptverhandlung eingeführt werden? 

3. Was kann bzw. muss Dr. W hinsichtlich der Aussagen von P unternehmen? 

4. Angenommen, es stellt sich heraus, dass tatsächlich B den Mord begangen hat: Kann das 

Landgericht B wegen Mordes verurteilen? 

 


